
 

 

 

 

 

2026 | 06 

Startchancen als Schnittstellen-
Programm: Multiprofessionelle 
Kooperation zwischen Schulen und 
Kinder- und Jugendhilfe 
Sybille Stöbe-Blossey, Stella Glaser und  
Philipp Hackstein 

● Das Startchancen-Programm adressiert Schnittstellen im Bildungsfödera-
lismus sowie zwischen dem Schulsystem und der Kinder- und Jugendhilfe. 
Für Effekte auf Bildungserfolg und Teilhabe sind ebenenübergreifende 
und multiprofessionelle Kooperationen erforderlich, die systematisch auf-
gebaut und weiterentwickelt werden.  

● Zentrale Gelingensbedingungen liegen in drei Kooperationsdimensionen 
– in einem abgestimmten Handeln von Schulaufsicht und Kommune 
(Schulträger und Jugendamt) zur Verknüpfung von Schulentwicklung und 
kommunalen Präventionsstrategien, in der Zusammenarbeit von Lehrkräf-
ten und sozialpädagogischem Personal für eine integrierte Förderung so-
wie im Aufbau tragfähiger Netzwerke zwischen Schulen und außerschuli-
schen Partnern im Sozialraum.  

● Weitere Schnittstellen betreffen zum einen die Unterstützung der Schulen 
durch die Sozialverwaltung bei der Aufgabe, Familien den Zugang zu Bil-
dungs- und Teilhabeleistungen zu erleichtern, und zum anderen die stär-
kere Verzahnung der frühen Bildung mit der Förderung im Grundschulal-
ter ("Startchancen-Kita"). 

Aktuelle Forschungsergebnisse aus dem Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ),  
Universität Duisburg-Essen 
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1 Einleitung 

Der sogenannte „PISA-Schock“ Anfang der 2000er 
Jahre löste eine umfassende bildungspolitische De-
batte aus und rückte insbesondere den Zusammen-
hang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg 
in den Fokus. Mit dem Bund-Länder-Programm 
„Startchancen“, das seit dem Schuljahr 2024/25 die 
Weiterentwicklung von Schulen in benachteiligten 
Sozialräumen fördert, wird diese Problematik erneut 
aufgegriffen und ihre Bearbeitung in eine systemati-
sche Strategie überführt. Dabei nimmt das Pro-
gramm sowohl die Governance des Schulsystems als 
auch die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit 
zwischen dem Schulsystem und anderen Politikfel-
dern in den Blick, wobei der Kinder- und Jugendhilfe 
als System der Unterstützung von Kindern und Ju-
gendlichen in unterschiedlichen Lebenslagen eine 
besondere Bedeutung zukommt. Vor diesem Hinter-
grund setzt sich der vorliegende Beitrag mit der 
Funktion von „Startchancen“ als Schnittstellen-Pro-
gramm und den Potenzialen eines Schnittstellenma-
nagements auseinander. Zunächst werden die 
Governance-Strukturen im deutschen Bildungsföde-
ralismus mit Blick auf ihre Bedeutung für das Bund-
Länder-Programm „Startchancen“ dargestellt (2) 
und die Entwicklung des Programms skizziert (3). Vor 
dem Hintergrund von Erkenntnissen aus der wissen-
schaftlichen Begleitung wird dann anhand von Bei-
spielen auf die Implementation des Programms (4) 
eingegangen – mit einem Fokus auf multiprofessio-
neller Kooperation und auf deren Konkretisierung 
am Beispiel des Aufbaus von Familienzentren an 
Schulen. 

Grundlage des Beitrags sind Erkenntnisse aus Arbei-
ten der Forschungsabteilung Bildung, Entwicklung, 
Soziale Teilhabe (BEST) am Institut für Arbeit und 
Qualifikation (IAQ). BEST war von 2020 bis 2026 am 
Cluster „Außerunterrichtliches Lernen und Sozial-
raumorientierung“ (ALSO) der wissenschaftlichen 
Begleitung der Initiative „Schule macht stark“1 betei-
ligt und wirkt seit Herbst 2024 im Interdisziplinären 
Kompetenzzentrum „Multiprofessionelle Schulent-
wicklung im Sozialraum“2 an der wissenschaftlichen 
Begleitung des Startchancen-Programms3 mit.4 

_ 
1 Projektinfo „Schule macht stark“. 
2 Wissenschaftliche Begleitung des Startchancen-Programms. 
3 Projektinfo „Wissenschaftliche Begleitung des Bund-Länder-Pro-
gramms Startchancen“. 

2 Bildungsbenachteiligung als Heraus-
forderung: Governance-Strukturen im 
deutschen Bildungsföderalismus 

Im Herbst 1997 hatte die Kultusministerkonferenz 
(KMK) eine Beteiligung Deutschlands an internatio-
nalen Vergleichsuntersuchungen von Schülerleis-
tungen beschlossen (KMK 2002, S. 3).  Als Ende 2001 
die Ergebnisse der von der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) initiierten ersten PISA-Studie (Programme 
for International Student Assessment) veröffentlicht 
wurden, zeigten sich zum einen deutlich unterdurch-
schnittliche Leistungen der 15-Jährigen in Deutsch-
land in allen untersuchten Kompetenzbereichen (Le-
sekompetenz, mathematische Grundbildung, natur-
wissenschaftliche Grundbildung); zum anderen 
wurde ein im internationalen Vergleich enger statis-
tischer Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft 
und Kompetenzerwerb deutlich (KMK 2002, S. 5). Als 
Folge dieses sogenannten „PISA-Schocks“ verein-
barte die KMK verschiedene Initiativen zur Aufwer-
tung der Frühen Bildung und zu Weiterentwicklun-
gen des Schulsystems (ebd., S. 6f.). Allerdings kön-
nen solche Initiativen im deutschen Bildungsfödera-
lismus zwar auf Bundesebene angestoßen werden – 
durch die KMK als Gremium der horizontalen Koor-
dinierung der Länder oder durch das für Bildung zu-
ständige Bundesministerium. Die Konkretisierung 
von Konzepten und deren Implementation liegen je-
doch in der Zuständigkeit der Länder. Daher wird im 
Folgenden ein Einblick in die Governance-Strukturen 
gegeben.  

2.1 Das System der schulischen Bildung 

Die Schulbildung gilt als Kern der Kompetenzen der 
Bundesländer (Fischer et al. 2022, S. 2). Die Länder 
sind zuständig für die sogenannten inneren Schulan-
gelegenheiten (Hepp und Immerfall 2025, S. 48, 
131): Sie definieren Bildungs- und Erziehungsziele, 
konkretisieren die Schulpflicht und die Ausgestal-
tung sowohl der allgemeinbildenden als auch der be-
ruflichen Schulen, erstellen Curricula und sind ver-
antwortlich für die Schulaufsicht sowie für das Lehr-
personal. Die Steuerungsform des Schulsystems 

4 Ein Teil der Texte dieses IAQ-Reports basiert auf Hackstein und Stöbe-
Blossey 2026 (i.E.). 

https://www.uni-due.de/iaq/projektinfo/schumas.php
https://www.uni-due.de/izfb/scp/scp-startseite
https://www.uni-due.de/iaq/projektinfo/startchancen.php
https://www.uni-due.de/iaq/projektinfo/startchancen.php
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wird traditionell als „top-down“ und hierarchisch-
bürokratisch beschrieben (Stöbe-Blossey et al. 2019, 
S. 66). Der Aufbau der Schulaufsicht ist hierarchisch 
gegliedert – mit erheblichen strukturellen Unter-
schieden zwischen den einzelnen Ländern. In den 
meisten Ländern ist sie zweistufig organisiert (Mini-
sterien und nachgeordnete, meistens regionale Lan-
desbehörden), in den Stadtstaaten und im Saarland 
einstufig und in Baden-Württemberg, Bayern und 
Nordrhein-Westfalen dreistufig. Bei einer dreistufi-
gen Organisation ist die Aufsicht über Grundschulen 
überwiegend in staatlichen Schulämtern auf der 
Ebene von kreisfreien Städten und Kreisen angesie-
delt. Die meisten anderen Schulformen werden – 
mit landesspezifisch unterschiedlichen Regelungen 
– auf der Ebene der Regierungsbezirke betreut 
(Hepp und Immerfall 2025, S. 130; Stöbe-Blossey 
2025a, S. 11). 

Seit den 2000er Jahren wurden in allen Ländern, 
wenn auch mit unterschiedlichen Akzentsetzungen, 
Verfahren der Qualitätsentwicklung eingeführt. Da-
bei wurde die Autonomie der einzelnen Schule er-
höht, bspw. mit Blick auf Personalentscheidungen 
oder in Budgetfragen (Hepp und Immerfall 2025, S. 
131ff.), und gleichzeitig „über die Einführung von 
Schulinspektionen, Bildungsstandards und zentralen 
Prüfungen die Pflicht zur Rechenschaftslegung und 
die Verantwortung für die erzielten Ergebnisse“ 
(Stöbe-Blossey et al. 2019, S. 66) erweitert. Die Auf-
gaben der Schulaufsicht wurden in den meisten 
Schulgesetzen in wachsendem Maße weniger als 
Kontroll- und Überwachungsaufgabe und stärker als 
Funktion der Unterstützung und Beratung der Schu-
len definiert (Hepp und Immerfall 2025, S. 133). Dar-
über hinaus haben die Länder unterschiedliche Insti-
tute zur Qualitätsentwicklung im Schulsystem und 
zur Bildungsberichterstattung eingerichtet.5 Bei der 
Implementierung des Programms „Startchancen“ 
kommen – mit landesspezifisch unterschiedlichen 
Strukturen – sowohl der Schulaufsicht als auch den 
Landesinstituten zentrale Funktionen zu, bspw. im 
Hinblick auf den Abschluss von Zielvereinbarungen 
mit den Schulen oder die Weiterbildung des pädago-
gischen Personals.  

Mit der Regelung der inneren Schulangelegenheiten 
geben die Länder den Rahmen für die örtliche Infra-
struktur vor, die von den Kommunen als Schulträger 

_ 
5 Zur Übersicht mit weiterführenden Links zu den Einrichtungen der 
Länder. 

und durch die örtliche Schulentwicklungsplanung 
ausgestaltet wird. Den Kommunen obliegt die Kom-
petenz für die sogenannten äußeren Schulangele-
genheiten, also für die Ausstattung von Schulen, die 
Sachkosten, das Verwaltungspersonal und oft auch 
für nicht-lehrendes pädagogisches Personal wie 
bspw. die Schulsozialarbeit (Hackstein und Fischer 
2025). Allerdings definieren viele Kommunen ihre 
Rolle als Schulträger inzwischen deutlich breiter als 
früher („erweiterte Schulträgerschaft“; Hebborn 
2009, S. 222) und betonen ihre Gestaltungsfunktion 
(Hackstein und Fischer 2025). Für den kreisangehö-
rigen Raum gibt es landesspezifisch sehr unter-
schiedliche Regelungen für die Verteilung der Zu-
ständigkeiten zwischen Kreis und kreisangehörigen 
Städten und Gemeinden. In vielen Fällen liegt die 
Kompetenz für Grundschulen bei den kreisangehöri-
gen Städten und Gemeinden, diejenige für berufli-
che Schulen bei den Kreisen. Für die 4.000 Schulen, 
die im Rahmen des Startchancen-Programms geför-
dert werden, sind bundesweit etwa 1.000 Städte, 
Kreise und zum Teil auch kleine Gemeinden als 
Schulträger zuständig (Wübben Stiftung Bildung 
2025). 

Bezüglich bildungspolitischer Reformen und ihrer 
Implementation lässt sich das Schulsystem als Dau-
erbaustelle bezeichnen. Seit dem „PISA-Schock“ 
wird auch die herkunftsbedingte Bildungsbenachtei-
ligung immer wieder thematisiert, insbesondere 
dann, wenn Studien über Schülerleistungen wieder 
einmal schlechte Ergebnisse offenbaren. Seit einigen 
Jahren werden dabei immer stärker Defizite in den 
Basiskompetenzen in den Fokus gerückt: „Noch im-
mer erreichen eine Vielzahl der in Deutschland ler-
nenden Schüler*innen nicht die grundlegenden 
Kompetenzen, die für eine umfassende gesellschaft-
liche Teilhabe nötig wären.“ (Marx und Maaz 2025, 
S. 324). Die angesichts dessen konstatierte man-
gelnde Leistungsfähigkeit des Bildungssystems wird 
längst nicht mehr nur als bildungspolitisches, son-
dern als gesamtgesellschaftliches Problem betrach-
tet: „Eine hohe Zahl an kompetenzschwachen Schü-
lern, die über eine ungünstige Berufs- und Lebens-
perspektive verfügen, birgt nicht nur ein gesell-
schaftliches Konfliktpotenzial, sondern produziert 
immense Folgekosten, da die anfallenden Repara-
tur- und Transferleistungen das Sozialbudget enorm 
belasten. […] Um Bildungsarmut signifikant zu 

https://www.bildungsserver.de/bildungswesen-allgemein/institute-zur-qualitaetsentwicklung-4437-de.html
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reduzieren, müssten Konzepte und Maßnahmen res-
sort- und länderübergreifend mehr als bisher abge-
stimmt und koordiniert werden.“ (Hepp und Immer-
fall 2025, S. 140) In diesem Kontext wächst die Be-
deutung der Verknüpfung zwischen Schule und der 
Kinder- und Jugendhilfe, worauf im folgenden Ab-
satz näher eingegangen wird. 

2.2 Die Kinder- und Jugendhilfe und die 
Schnittstellen zum Bildungssystem 

Schnittstellen zwischen Kinder- und Jugendhilfe und 
Schulsystem sind in doppelter Hinsicht relevant – 
zum einen für den Übergang von der Kindertagesein-
richtung (Kita) in die Grundschule, zum anderen be-
zogen auf Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe für 
Schüler*innen in unterschiedlichen Lebenslagen. 
Die Kinder- und Jugendhilfe wird in Deutschland 
durch das Sozialgesetzbuch reguliert, nämlich durch 
das SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz) als bun-
desweites Rahmengesetz, welches in den Ländern 
durch Ausführungsgesetze konkretisiert wird. Auch 
wenn sich die Bundeszuständigkeit für dieses Politik-
feld daraus ergibt, dass es der „Öffentlichen Für-
sorge“ (Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG) zugerechnet wird 
und damit Gegenstand der konkurrierenden Gesetz-
gebung ist, weist das Aufgabenverständnis der Kin-
der- und Jugendhilfe im SGB VIII starke Bezüge zur 
Bildung auf (Stöbe-Blossey 2024, S. 3). Dies spiegelt 
sich bereits in den Zielformulierungen des Gesetzes 
wider, bspw. mit der Formulierung des Rechts junger 
Menschen auf Förderung ihrer Entwicklung (§ 1 Abs. 
1 SGB VIII) und dem Auftrag der Vermeidung und des 
Abbaus von Benachteiligung (§ 1 Abs. 3 Nr. 1 SGB 
VIII). Diese Ziele weisen „klare Bezüge zur schuli-
schen Bildung auf. Wenn junge Menschen das Recht 
auf Förderung ihrer Entwicklung haben und die Ju-
gendhilfe sie zur Verwirklichung dieses Rechts in ih-
rer individuellen und sozialen Entwicklung fördern 
und zur Vermeidung und zum Abbau von Benachtei-
ligungen sowie zur Ermöglichung gesellschaftlicher 
Teilhabe beitragen soll, ergibt sich daraus ein ein-
deutiger Auftrag zur Unterstützung von Bildungspro-
zessen.“ (Stöbe-Blossey 2025a, S. 8) 

Demzufolge ist es naheliegend, dass im Neunten Fa-
milienbericht (BMFSFJ 2021) von Kitas und Schulen 
als Bildungsinstitutionen gesprochen und in beiden 
die Aufgabe des Abbaus herkunftsbedingter Bil-
dungsbenachteiligung verortet wird (ebd., Kap. 7). 
Anders als in vielen anderen Staaten werden Kitas 
nicht über das Bildungssystem, sondern als 

„Kindertagesförderung“ (§ 22 SGB VIII) über das Sys-
tem der Kinder- und Jugendhilfe gesteuert und im-
plementiert (Stöbe-Blossey 2025a, S. 9). Der Auftrag 
der Kindertagesförderung umfasst „Erziehung, Bil-
dung und Betreuung“ (§ 22 Abs. SGB VIII) und bein-
haltet damit ein ganzeinheitliches Bildungsverständ-
nis, wobei altersgruppenspezifisch unterschiedliche 
Rechtsansprüche auf die (freiwillige) Nutzung beste-
hen (§ 24 Abs. 1-3 SGB VIII). 

Im schulischen Kontext kommt insbesondere der 
Schulsozialarbeit eine zentrale Rolle zu, über die so-
zialpädagogische Angebote „am Ort Schule zur Ver-
fügung gestellt“ (§ 13a SGB VIII) werden. Wenn Lehr-
kräfte und Schulsozialarbeit bspw. bei der Zusam-
menarbeit mit Familien (Stöbe-Blossey 2024, S. 7f.) 
ihre Aktivitäten aufeinander abstimmen und somit 
gemeinsame Förderstrategien entwickeln, ergeben 
sich vielfältige Potenziale für eine präventiv ange-
legte, individuelle Förderung von Kindern und Ju-
gendlichen. Darüber hinaus können Schüler*innen 
bei dem Übergang in Ausbildung durch die Jugend-
berufshilfe begleitet (§ 13 Abs. 1 SGB VIII) und die 
Familien bedarfsorientiert durch Hilfen zur Erzie-
hung (§27 ff. SGB VIII) unterstützt werden – bspw. 
durch Erziehungsberatung (§ 28), Soziale Gruppen-
arbeit (§ 29) oder Sozialpädagogische Familienhilfe 
(§ 31). Wenn längerfristig angelegte Hilfen erforder-
lich sind, soll ein Hilfeplan aufgestellt werden, woran 
mehrere Fachkräfte und ggf. auch Schulen beteiligt 
werden sollen (§ 36). Systematisiert wird die Koope-
ration auch in vielen Kommunen im Rahmen Kom-
munaler Präventionsketten, die unterschiedliche Ak-
teure befähigen sollen, „Angebote und Leistungen 
aus ihrer jeweiligen Zuständigkeit heraus vom Kind 
her gedacht rechtskreisübergreifend koordiniert zu 
erbringen“ (Wieda 2026, S. 66). Dabei können Bil-
dungsinstitutionen als Ankerinstitutionen dienen, 
um Vertrauen aufzubauen und Zielgruppen frühzei-
tig und niederschwellig mit Angeboten der Präventi-
onskette zu erreichen (Stöbe-Blossey 2024, S. 3, 7). 

Verantwortlich für die Bereitstellung einer bedarfs-
gerechten Infrastruktur in der Kinder- und Jugend-
hilfe sind die örtlichen Jugendämter, die in kreis-
freien Städten, Kreisen und einigen größeren kreis-
angehörigen Städten angesiedelt sind (§§ 79, 85 Abs. 
1 SGB VIII). Sie haben mit anderen Institutionen, 
bspw. mit „Schulen und Stellen der Schulverwal-
tung“ (§ 81 Nr. 4) zusammenzuarbeiten. Von  
Bedeutung für die Schnittstellen zur Kinder- und Ju-
gendhilfe ist weiterhin das im SGB VIII verankerte 
Subsidiaritätsprinzip. Demnach ist das Politikfeld 
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„gekennzeichnet durch die Vielfalt von Trägern un-
terschiedlicher Wertorientierungen und die Vielfalt 
von Inhalten, Methoden und Arbeitsformen“ (§ 3 
Abs. 1 SGB VIII). Freie Träger sind über die Stellung 
von 40 % der Mitglieder der Jugendhilfeausschüsse 
der Stadträte und Kreistage an der Steuerung betei-
ligt (§ 71 Abs. 1 SGB VIII). Zudem wird ihnen der Vor-
rang bei der Bereitstellung von Leistungen und ein 
Recht auf Förderung eingeräumt (§§ 3,4 SGB VIII). In 
Deutschland befinden sich ca. zwei Drittel der Kitas 
in freier Trägerschaft, wobei Wohlfahrtsverbände 
die quantitativ größte Rolle spielen. Frühkindliche 
Bildung ebenso wie andere Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe erfolgen also in einem System, das 
freien Trägern einen erheblichen Einfluss auf die 
Ausgestaltung der Leistungen ermöglicht. In einigen 
Ländern werden die freien Träger in die Umsetzung 
des Startchancen-Programms einbezogen.  

In der Schulpolitik ebenso wie in der diesbezüglichen 
Fachwissenschaft werden die Schnittstellen zur Kin-
der- und Jugendhilfe inzwischen zunehmend aufge-
griffen. Ein Gutachten der Ständigen Wissenschaftli-
chen Kommission (SWK) der Kultusministerkonfe-
renz zur Stärkung der (kognitiven und sozial-emotio-
nalen) Basiskompetenzen von Grundschulkindern 
enthält zu Beginn ein Kapitel zur Frühen Bildung, 
weil „grundlegende sprachliche, mathematische 
und sozialemotionale Kompetenzen in der frühen 
Kindheit effektiv gefördert werden können“ und Kin-
der Kompetenzrückstände bei der Einschulung „in 
der Regel nicht in den ersten Grundschuljahren 
auf[holen]“ (SWK 2022, S. 19). Das Gutachten ent-
hält daher Empfehlungen für eine stärkere Verbind-
lichkeit von alltagsintegrierter Bildung und bedarfs-
orientierter Förderung in Kitas sowie für die Einbin-
dung elternbildender Maßnahmen und die bedarfs-
orientierte Vermittlung von Unterstützungsangebo-
ten für Kinder und Familien (SWK 2022, Empfehlun-
gen 1-5). Auch für das Schulalter werden Erziehungs- 
und Bildungspartnerschaften mit Eltern als bedeut-
sam hervorgehoben, damit „Verbindungen zwischen 
der schulischen und der familialen Lern- und Ent-
wicklungsumwelt hergestellt werden“ (SWK 2022, S. 
14). Die Grundschule sei „der gesellschaftliche Ort, 
an dem alle Kinder erreicht werden können und an 
dem […] unterschiedliche professionelle Expertisen 
aufeinandertreffen, die mit ihren Förderansätzen 
ein effektives Netzwerk zur Unterstützung der fach-
lichen und psychosozialen Kompetenzentwicklung 
aller Kinder bilden können.“ (ebd.) Daher gelte es, 
die multiprofessionelle Kooperation „mit außer-

schulischen Beratungsstellen, Jugendhilfeeinrich-
tungen oder therapeutischen Angeboten, für die ins-
besondere die Schulsozialarbeit und Sonderpädago-
gik eine Brückenfunktion einnehmen“ (ebd., S. 105), 
im Schulprogramm zu konkretisieren und zu veran-
kern (ebd., Empfehlung 13) – basierend auf klaren 
Absprachen, innerschulischen Teamstrukturen und 
der Kooperationen im Sozialraum (ebd., S. 19). Emp-
fohlen wird weiterhin, Programme zur Zusammenar-
beit mit Familien nach der Kita-Zeit weiterzuführen 
(ebd., Empfehlung 12). 

Eine ähnliche Empfehlung findet sich auch im Bun-
desfamilienbericht (BMFSFJ 2021, Kap. 7): Die In-
tegration familienbezogener Unterstützungsange-
bote in Bildungseinrichtungen sei bisher vor allem in 
Kitas vorzufinden. Nun gehe es darum, „Betreuung 
und Begleitung von Familien nicht nach der Kita ab-
rupt zu beenden, sondern im Sinne einer Präventi-
onskette übergangslose Unterstützung in die Schul-
zeit hinein zu gestalten“ (ebd.). Daher wird empfoh-
len, aufbauend auf Erfahrungen in Kitas auch in 
Schulen Familienzentren anzusiedeln (ebd., S. 363). 
Familienzentren verfolgen das Ziel, Eltern durch 
niedrigschwellige Angebote in die Bildungseinrich-
tung zu holen, Vertrauen aufzubauen und auf dieser 
Basis bei Bedarf Unterstützungsangebote zugänglich 
zu machen (Stöbe-Blossey 2025b). Mit Blick auf 
Schulen ist dieses Konzept vor allem für Schulen in 
benachteiligten Sozialräumen relevant. Auf der 
Grundlage eines 2015 gestarteten Projektes in Gel-
senkirchen wurden ab 2020 zunächst in Nordrhein-
Westfalen und dann in weiteren Ländern Pro-
gramme für die Förderung des Aufbaus von Famili-
enzentren in der Primarstufe entwickelt (Hackstein 
et al. 2022a, 2022b, 2024).  

3 Schulen in benachteiligten Sozialräu-
men: Förderung im Bildungsföderalis-
mus 

Der Abbau herkunftsbedingter Bildungsbenachteili-
gung und die Anhebung des Leistungsniveaus der 
Schüler*innen stellen seit der Jahrtausendwende 
zwei eng miteinander verknüpfte Themen bildungs-
politischer Diskussionen dar, was den Bund zur Initi-
ierung der Programme „Schule macht stark“ und 
„Startchancen“ veranlasste (Hepp und Immerfall 
2025, S. 88). Im Folgenden werden die Entwicklung 
der beiden Programme und die Steuerungsstruktu-
ren des Startchancen-Programms dargestellt.  
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3.1  Von „Schule macht stark“ zu „Start- 
chancen“ 

Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung von 2018 
wurde die Absicht erklärt, „gemeinsam mit den Län-
dern die besonderen Herausforderungen von Schu-
len in benachteiligten sozialen Lagen und mit beson-
deren Aufgaben der Integration“ aufzugreifen. Da-
bei sollte der Bund „für die Förderung der begleiten-
den Forschung sowie die Evaluierung der Wirksam-
keit der getroffenen Maßnahmen“ sorgen; den Län-
dern obliegt „die Begleitung und Förderung der teil-
nehmenden Schulen“ (CDU, CSU und SPD 2018, S. 
29). Im Jahr 2020 startete die Bund-Länder-Initiative 
„Schule macht stark“, mit der bundesweit 200 
Grundschulen und Schulen der Sekundarstufe I über 
zunächst fünf Jahre bei der Entwicklung und Imple-
mentierung von transferfähigen Modellen unter-
stützt werden sollten.  

Bund und Länder stellten je zur Hälfte 50 Mio. € be-
reit. Die Bundesmittel wurden eingesetzt für die Fi-
nanzierung eines Projektträgers und eines For-
schungsverbundes, über den die forschungsbasierte 
(Weiter-)Entwicklung von transferierbaren schuli-
schen Konzepten und deren kohärente Implemen-
tierung in den Ländern gesteuert werden sollte. Die 
Landesmittel sollten für die Begleitung der Schulen 
genutzt werden. Der vom DIPF (Leibniz Institut für 
Bildungsforschung und Bildungsinformation) koordi-
nierte Forschungsverbund, der Anfang 2021 seine 
Arbeit aufnahm (Maaz und Marx 2025), richtete vier 
Regionalzentren ein, die eine Brücke zwischen Wis-
senschaft und Praxis bildeten und denen die Zustän-
digkeit für die Zusammenarbeit mit den Schulen in 
jeweils zwei bis fünf Ländern oblag. Intendiert war 
ursprünglich eine möglichst einheitliche Vorgehens-
weise in den Ländern. Jedoch stellte sich schnell her-
aus, dass es zwischen den Ländern erhebliche Unter-
schiede sowohl in der Ausgangslage als auch in den 
Schwerpunkten ihrer bildungspolitischen Konzepte 
gab. Diesen Unterschieden Rechnung zu tragen, er-
wies sich als eine Gelingensbedingung für die Zusam-
menarbeit des Forschungsverbundes mit den Län-
dern (zu ausgewählten Erfahrungen siehe Beiträge 
in Enssen und Michalla 2025).  

Der zentrale Arbeitsschwerpunkt der Initiative be-
traf die Schul- und Unterrichtsentwicklung, insbe-
sondere bezogen auf Deutsch und Mathematik, 

verbunden mit der Professionalisierung von Lehr-
kräften sowie von Führung und Leitung. Des Weite-
ren wurden unter dem Titel „Vernetzung der Schu-
len mit ihrem sozialräumlichen Umfeld“ die Schnitt-
stellen zwischen Schule und Kinder- und Jugendhilfe 
adressiert. Angesichts des Bedarfs an sozialpädago-
gischer Unterstützung für Schüler*innen in schwieri-
gen Lebenslagen, den viele Schulen artikulierten, ge-
wann dieser zweite Schwerpunkt im Laufe der Zeit in 
einigen Ländern an Bedeutung. Im Cluster „Außer-
unterrichtliches Lernen und Sozialraumorientie-
rung“ (ALSO) des Forschungsverbundes wurden 
dazu im Rahmen von Entwicklungswerkstätten mit 
Schulen unterschiedliche Konzepte erarbeitet und 
erprobt (siehe Autor*innengruppe ALSO-Konsor-
tium 2024 sowie Beiträge in Enssen und Michalla 
2025, S. 194–247). Bezüglich der Zusammenarbeit 
mit Familien wurde vom Konzept des Familienzent-
rums ausgegangen. Dabei wurden gemeinsam mit 
Schulen, die an nordrhein-westfälischen Program-
men zur Förderung von Familienzentren in der Pri-
marstufe teilnahmen, sowie mit weiteren Schulen in 
anderen Ländern Verfahren für die Integration die-
ses Konzepts in eine multiprofessionelle Schulent-
wicklung erarbeitet. Diese Erfahrungen gingen ein in 
einen Werkzeugkasten „Multiprofessionelle Schul-
entwicklung aktiv gestalten“ (Enssen et al. 2026) als 
Instrument für die Unterstützung einer umfassen-
den Organisationsentwicklung an Schulen (siehe 
4.2). 

Mit dem Koalitionsvertrag 2021 wurde eine deutli-
che Ausweitung der Förderung von Schulen in be-
nachteiligten sozialen Lagen angekündigt (siehe In-
fobox 1). Im Herbst 2024 trat das Bund-Länder-Pro-
gramm „Startchancen“ an die Stelle der ursprünglich 
für den Zeitraum ab 2025/26 geplanten Transfer-
phase von „Schule macht stark“, wobei darauf ver-
wiesen wurde, dass die in der Initiative gewonnenen 
Erfahrungen sowie die entwickelten Transferpro-
dukte für „Startchancen“ genutzt und weiterentwi-
ckelt werden sollten. Das Finanzvolumen des Pro-
gramms umfasst 20 Mrd. € über zehn Jahre, die je 
zur Hälfte vom Bund und durch die Länder aufge-
bracht werden.  
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Infobox 1: Das Startchancen-Programm im Koalitionsvertrag 2021 

Quelle: SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 2021, S. 75f. 

Anknüpfend an den Koalitionsvertrag verteilen sich 
die Mittel des Startchancen-Programms auf eine In-
vestitionsförderung für eine zeitgemäße und förder-
liche Lernumgebung (Säule I, 8 Mrd. €), ein Chancen-
budget für bedarfsgerechte Lösungen zur Schul- und 
Unterrichtsentwicklung (Säule II, 6 Mrd. €) und die 
Förderung von Personal zur Stärkung multiprofessi-
oneller Teams (Säule III, 6 Mrd. €) (BMBF 2024a, S. 
7). In der 2024 abgeschlossenen Bund-Länder-Ver-
einbarung wurde das Ziel formuliert, an den 4.000 
Startchancen-Schulen die Zahl der Schüler*innen zu 
halbieren, die „die Mindeststandards in Mathematik 
und Deutsch verfehlen“ (ebd., S. 6). Diese Zielset-
zung ist in dreifacher Hinsicht in einen umfassenden 
Ansatz eingebunden: Erstens wird die angestrebte 
Stärkung der kognitiven Kompetenzen als Teil des 
Erwerbs der „nötigen Zukunftskompetenzen“ (ebd.) 
betrachtet: Es geht um die Leistungs- und Persön-
lichkeitsentwicklung und die Stärkung der Basiskom-
petenzen, also der „Kernkompetenzen in Deutsch 
und Mathematik“ und „im sozial-emotionalen Be-
reich“, sowie um die „Befähigung der jungen Men-
schen zu demokratischer Teilhabe“ und um einen 
„Beitrag zur Herstellung von Ausbildungsreife und 
Berufsfähigkeit“ (ebd.). In der Präambel wird der 
umfassende Ansatz zusammengefasst:  

„Die bestmögliche Teilhabe von Kindern 
und Jugendlichen sicherzustellen, ist obers-
tes Ziel aller bildungspolitischen Aktivitä-
ten. […] Alle Kinder und Jugendlichen sollen 
in Deutschland die Möglichkeit haben, ihre 
Fähigkeiten in einer diversitäts- und un-
gleichheitssensiblen Lernumgebung zu ent-
wickeln und ihre Talente zu entfalten – un-
abhängig von der Herkunft.“ (ebd., S. 4) 

Zweitens adressiert das Programm nicht nur die in-
dividuelle Ebene, sondern auch die Infrastruktur. Es 
richtet sich an allgemeinbildende Schulen (wobei zu 
60 % Kinder im Grundschulalter erreicht werden sol-
len) sowie an berufliche Schulen (hier vorrangig an 
die Bildungsgänge der Ausbildungsvorbereitung) 
und zielt auf die Unterstützung der inneren und äu-
ßeren Schulentwicklung ab (ebd., S. 6). Dabei wird 
die Bedeutung von Kooperation sowohl innerhalb 
der Schulen als auch im Sozialraum hervorgehoben. 
Um die Programmziele zu erreichen und die Ent-
wicklungskapazitäten von Schulen zu stärken, sollen 
„die relevanten Akteure der Schulgemeinschaft, das 
Kollegium inklusive des gesamten pädagogischen 
Personals, aber insbesondere auch die Lernenden 
und die Elternschaft in systematischer und professi-
oneller Weise einbezogen werden“ (ebd.). Wenn 
auch nicht explizit, so doch faktisch, werden damit 
Erfahrungen aus der der Initiative „Schule macht 
stark“ zu den Potenzialen multiprofessioneller Ko-
operation sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
Schule aufgegriffen. In diesem Kontext wird auch die 
Funktion der kommunalen Ebene und der Vernet-
zung zwischen Schule und Kinder- und Jugendhilfe 
hervorgehoben: „Schule ist ein wichtiger Standort-
faktor im kommunalen Raum und spielt eine Schlüs-
selrolle für eine gelungene Quartiersentwicklung. 
Hierzu soll auch das Startchancen-Programm einen 
wichtigen Beitrag leisten. Deshalb ist die Koopera-
tion mit den Gemeinden und Gemeindeverbänden – 
nicht nur, aber insbesondere auch in ihrer Funktion 
als Schulträger und öffentlicher Träger der Kinder- 
und Jugendhilfe – für den Erfolg des Programms von 
herausragender Bedeutung.“ (ebd., S. 4) 

Mit dem neuen Programm „Startchancen“ wollen wir Kindern und Jugendlichen bessere Bildungschancen 
unabhängig von der sozialen Lage ihrer Eltern ermöglichen. Wir werden mehr als 4.000 allgemein- und 
berufsbildende Schulen mit einem hohen Anteil sozial benachteiligter Schülerinnen und Schüler besonders 
stärken. Dazu wollen wir diese Schulen mit einem Investitionsprogramm für moderne, klimagerechte, bar-
rierefreie Schulen mit einer zeitgemäßen Lernumgebung und Kreativlaboren unterstützen. Wir stellen die-
sen Schulen ein Chancenbudget zur freien Verfügung, um Schule, Unterricht und Lernangebote weiterzu-
entwickeln und außerschulische Kooperationen zu fördern. Wir unterstützen diese Schulen dauerhaft mit 
Stellen für schulische Sozialarbeit und fördern dort Schulentwicklung und Berufsorientierung im Rahmen 
weiterer Programme. […] An Schulen mit einem hohen Anteil von Schülerinnen und Schülern, die einen 
Anspruch auf Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket haben, wollen wir dauerhaft und unbüro-
kratisch Angebote für Lernförderung und soziokulturelle Teilhabe etablieren, um sicherzustellen, dass die 
Inanspruchnahme dieser Leistungen steigt. 
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Drittens soll das Programm einen Beitrag zur Weiter-
entwicklung des gesamten Bildungssystems leisten. 
Hier geht es vorrangig um die Bildungsadministra-
tion, die als Unterstützungssystem verstanden wird, 
dessen Wirksamkeit erhöht werden soll – durch „die 
Weiterentwicklung und Umsetzung verbindlicher 
und konstruktiver Kooperationsformate zwischen 
der Bildungsverwaltung, insbesondere der Schulauf-
sicht, den zuständigen Behörden, den Schulträgern 
und den Verantwortlichen in den Schulen im Hin-
blick auf Zielbestimmung, Prozessbegleitung und 
Zielerreichung“ (ebd., S. 6). Mit diesem systemi-
schen Anspruch und dem Fokus auf das Unterstüt-
zungssystem geht das Programm „Startchancen“ 
deutlich über die Ziele der Bund-Länder-Initiative 
„Schule macht stark“ hinaus. 

Dieser systemische Ansatz wurde im Koalitionsver-
trag der Bundesregierung von 2025 (CDU, CSU und 
SPD 2025) weiter akzentuiert. Der Abschnitt zu Fra-
gen der Bildung beginnt mit der Formulierung eines 
programmatischen Ziels – „Kinder und Jugendliche 
sollen ihr Potenzial unabhängig von ihrer Herkunft 
ausschöpfen können“ (ebd., S. 71) – und ist Teil eines 
Kapitels mit dem Titel „Wirkungsvolle Entlastungen, 
stabile Finanzen, leistungsfähiger Staat“. Die stär-
kere Fokussierung auf eine leistungsfähige Steue-
rung und Administration des Bildungswesens spie-
gelt sich auch in Aussagen zur Bedeutung von effek-
tiveren und effizienteren Strukturen der Implemen-
tation wider: „Wir wollen auf allen Ebenen Maßnah-
men besser abstimmen, Parallelstrukturen abbauen 
und Ressourcen verantwortlich steuern.“ (ebd.)  Im 
Rahmen des Bildungsföderalismus wolle man „die 
Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Kommu-
nen mit gemeinsam getragenen, übergreifenden Bil-
dungszielen verbessern und effizienter gestalten“ 
sowie „die rechtskreisübergreifende Zusammenar-
beit von Schule, Jugend- und Eingliederungshilfe 
stärken“ (ebd., S. 72). Die Weiterführung des Start-
chancen-Programms wird unter der Überschrift 
„Startchancen-Programm und Multiprofessionali-
tät“ verortet, wobei hervorgehoben wird, dass man 
„gewonnene Erfahrungen für das gesamte Schulsys-
tem, auch für die multiprofessionelle Zusammenar-
beit nutzen“ wolle (ebd.). Bezüglich der Verzahnung 
mit der Frühen Bildung wird die Absicht erklärt, das 
Startchancen-Konzept auf Kitas auszuweiten (ebd., 
S. 95): „Die Startchancen-Kitas wollen wir nach den 
bereits in den Ländern entwickelten Sozialindizes 

_ 
6 Siehe Übersicht zu Kriterien in den Ländersteckbriefen.  

bürokratiearm fördern, insbesondere mit einem 
Chancenbudget.“ (ebd., S. 98) Mit Blick auf den 
Übergang in die Grundschule sollen außerdem die 
„verpflichtende Teilnahme aller Vierjährigen an ei-
ner flächendeckenden, mit den Ländern vereinbar-
ten Diagnostik des Sprach- und Entwicklungsstands“ 
eingeführt werden, wobei man bei „ermitteltem 
Förderbedarf […] von den Ländern geeignete, ver-
pflichtende Fördermaßnahmen und -konzepte“ er-
warte (ebd.). 

3.2 Die Steuerungsstrukturen des Programms 
„Startchancen“ 

Für die Programmkonstruktion und die Bereitstel-
lung von Bundesmitteln wurden zwei Instrumente 
genutzt, die im deutschen Bildungsföderalismus zur 
Verfügung stehen. Zum einen bildet Art. 104c GG die 
Grundlage für die Vergabe von Investitionsmitteln in 
Säule I, denn der Bund kann seit 2019 „Finanzhilfen 
für gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen sowie 
besondere, mit diesen unmittelbar verbundene, be-
fristete Ausgaben der Länder und Gemeinden (Ge-
meindeverbände) zur Steigerung der Leistungsfähig-
keit der kommunalen Bildungsinfrastruktur gewäh-
ren“ (Art. 104c GG; siehe Fischer et al. 2022, S. 4ff.). 
Zum anderen wurde für die Finanzierung der Säulen 
II und III eine Erhöhung des Länderanteils am Um-
satzsteueraufkommen beschlossen.  

In der Bund-Länder-Vereinbarung wurde festgelegt, 
dass die Auswahl der Startchancen-Schulen durch 
die einzelnen Länder erfolgt und ein Teil der Schulen 
zum Schuljahr 2024/25 und alle weiteren zum Schul-
jahr 2025/26 in das Programm aufgenommen wer-
den sollten. Anders als bei „Schule macht stark“ wur-
den Vorgaben für die Auswahl der Schulen verein-
bart: Diese sollte „auf Grundlage geeigneter, wissen-
schaftsgeleiteter Kriterien“ getroffen werden, wel-
che an den Zielsetzungen des Programms ausgerich-
tet sein und mindestens „die Benachteiligungsdi-
mensionen Armut und Migration“ berücksichtigen 
mussten (BMBF 2024a, S. 8). Länder, die bereits über 
entsprechende Sozialindizes verfügten, konnten 
diese nutzen; andere Länder mussten geeignete Ver-
fahren entwickeln, was zu höchst unterschiedlichen 
Kriterien führte.6 Die Schulträger sollten bei der Aus-
wahl „in geeigneter Weise“ eingebunden werden 
(ebd.). Erste Einblicke in die Umsetzung des Pro-
gramms zeigen, dass die damit geforderte Inte-

https://www.wuebben-stiftung-bildung.org/startchancen/uebersichtstabelle/


2026 | 06   IAQ-Report 

 

9 

gration der Kommunen auf höchst unterschiedliche 
Weise erfolgte und sich zum Teil auf die Information 
über die Auswahl beschränkte. 

Für die Steuerung des Programms sieht die Bund-
Länder-Vereinbarung die Einrichtung eines Len-
kungskreises auf der Ebene der Staatssekretär*in-
nen und einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe auf Fach-
ebene vor. Die Länder verpflichteten sich, „vor Pro-
grammstart eine klare und dokumentierte Gover-
nance-Struktur für das Startchancen-Programm“ 
aufzubauen sowie für ein „datengestütztes Monito-
ring, die Erfassung von Unterstützungsbedarfen der 
Startchancen-Schulen und die Bereitstellung eines 
passgenauen, fachlich zielgerichteten, differenzier-
ten und hochwertigen Angebots“ (BMBF 2024a, 
S. 23) zu sorgen und sich dabei eng mit der wissen-
schaftlichen Begleitung abzustimmen. Diese wird 
seit Herbst 2024 durch einen wie bei „Schule macht 
stark“ vom DIPF koordinierten und quantitativ und 
qualitativ deutlich erweiterten Forschungsverbund 
durchgeführt, ist als ko-konstruktive Prozessbeglei-
tung7 angelegt und bezieht sich auf die Säulen II und 
III. Dem systemischen Ansatz entsprechend liegt der 
Fokus der wissenschaftlichen Begleitung nicht mehr 
auf der Arbeit mit einzelnen Schulen, sondern auf 
der Kooperation mit dem Unterstützungssystem. 
Vorgesehen ist somit eine enge Verknüpfung zwi-
schen der wissenschaftlichen Begleitung und der 
Steuerung der Implementierung des Programms. 

Zentrale Steuerungsakteure für die Konkretisierung 
und Implementierung des Programms sind die Län-
der, die die Steuerungsfunktion in den Ministerien 
und Senatsverwaltungen – zum Teil in eigenen Refe-
raten – verankert haben.8 Innerhalb der vereinbar-
ten Zielsetzungen des Programms definieren die 
Länder ihre Schwerpunkte und die Implementati-
onsstrukturen. Ihnen kommt die Aufgabe zu, „Be-
gleitstrukturen für Qualifizierungs- und Professiona-
lisierungsprozesse sowie formalisierte Kooperati-
ons- und Austauschformate“ aufzubauen, die „eine 
datengestützte Schul- und Unterrichtsentwicklung 
fördern, Angebote Beruflicher Orientierung unter-
stützen und zur Öffnung der Startchancen-Schulen 
in den Sozialraum beitragen“ (ebd., S. 15). Auch  
dabei sollen sie eng mit der wissenschaftlichen Be-
gleitung kooperieren und dieser ermöglichen, „sich 
beratend einzubringen“ (ebd.). Der Forschungs-

_ 
7 Darüber hinaus ist eine Evaluation vorgesehen, die vom infas (Institut 
für angewandte Sozialwissenschaften) zusammen mit anderen Part-
nern übernommen wurde. 

verbund benannte daher Ansprechpartner*innen 
für jedes einzelne Land, die auf der Basis regelmäßi-
ger Treffen mit den Verantwortlichen der Länder die 
Kooperation zwischen Verbund und Bildungsadmi-
nistration koordinieren. Auch initiierte er die Einrich-
tung von länderspezifischen Governance-Boards für 
die Integration der Akteure in den jeweiligen Län-
dern.  

Die Länder sollen die Durchführung eines jährlichen 
„Entwicklungs- und Kooperationsgesprächs“ mit je-
der einzelnen Startchancen-Schule sicherstellen und 
Erfahrungsaustausch und Wissenstransfer in über-
fachlichen und themenbezogenen Schulnetzwerken 
ermöglichen, sowohl für die Schulen als auch inner-
halb des Unterstützungssystems (ebd.). Allen betei-
ligten Akteuren – Schulaufsicht, Schulentwicklungs-
beratung, Schulleitungen und Schulleitungsteam, 
Lehrkräften und dem weiteren pädagogischen Per-
sonal – soll die Möglichkeit zur Teilnahme an „geeig-
neten Qualifizierungs- und Professionalisierungsan-
geboten“ geboten werden (ebd., S. 16). Vorhandene 
und neu zu entwickelnde Materialien werden im 
Laufe des Jahres 2026 über eine digitale Transfer-
plattform zugänglich gemacht. Deren Angebot reicht 
von Arbeitsmaterialien für Schüler*innen und didak-
tischen Konzepten über Qualifizierungsangebote für 
die beteiligten Akteure bis hin zu Instrumenten für 
die Organisationsentwicklung an Schulen.  

Die wissenschaftliche Begleitung soll die unter-
schiedlichen Formen der Qualifizierung und Profes-
sionalisierung auf der Basis forschungsbasierter Er-
kenntnisse beratend unterstützen (ebd., S. 16) und 
„Erkenntnisse über wirkungsvolle Ansätze einer leis-
tungsfördernden, diversitäts- und ungleichheitssen-
siblen sowie inklusiven Schul- und Unterrichtsent-
wicklung“ (ebd., S. 20) generieren. Sie soll „eine of-
fene, kollaborative sowie ko-konstruktive Kultur der 
Anpassung und Innovation in Strukturen und Abläu-
fen schulischer Bildung“ fördern und „sowohl die 
Unterstützungssysteme schulischer Bildung als auch 
die Startchancen-Schulen dazu befähigen, sich ver-
ändernden Anforderungen und Herausforderungen 
stetig neu anzupassen und entsprechende Entwick-
lungskapazitäten aufzubauen“ (ebd.).  

Eine Weiterentwicklung im Vergleich zur Bund-Län-
der-Initiative „Schule macht stark“ stellt auch die 

8 Siehe Übersicht zur Steuerung in den Ländersteckbriefen. 

https://www.wuebben-stiftung-bildung.org/startchancen/uebersichtstabelle/
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Betonung der Potenziale multiprofessioneller Ko-
operation auf kommunaler Ebene dar:  

„Kooperationen auf kommunaler Ebene sol-
len gezielt gestärkt werden, um die Start-
chancen-Schulen fest im Sozialraum zu ver-
ankern. In Zusammenarbeit insbesondere 
mit der Zivilgesellschaft, der Kinder- und Ju-
gendhilfe sowie mit Unternehmen und Pra-
xispartnern sollen lokale Bildungsland-
schaften nachhaltig verändert werden.“ 
(ebd., S. 17)  
 

Die Länder setzen dabei unterschiedliche Schwer-
punkte. Gerade mit Blick auf die Vernetzung des 
Startchancen-Programms mit der Kinder- und Ju-
gendhilfe ist in einigen Ländern die Kooperation mit 
im Bildungsbereich tätigen Stiftungen von Bedeu-
tung, die ihre Erfahrungen in die landesspezifischen 
Entwicklungsprozesse einbringen, den länderüber-
greifenden Transfer von Konzepten unterstützen 
und wichtige Partner im Unterstützungssystem sind. 
Die kommunale Ebene wird in den Flächenländern 
auf unterschiedliche Weise adressiert. In einigen 
Ländern wird den Kommunen wenig Bedeutung zu-
gemessen, in anderen wird ihnen die Funktion einer 
aktiven Mitgestaltung zugeschrieben. So hat bspw. 
das Land Rheinland-Pfalz das ism (Institut für Sozial-
pädagogische Forschung Mainz e.V.) mit der wissen-
schaftlichen Begleitung des Aufbaus kommunaler 
Netzwerke beauftragt, wobei vor allem kommunale 
Schulverwaltungsämter und Jugendämter sowie Ak-
teure mit koordinierenden Rollen, bspw. zum Ganz-
tag oder zur Gesundheit, in Jugendberufsagenturen 
und an Schulen angesprochen sind.9 

4 Die Implementation des Startchancen-
Programms: Ausgewählte Beispiele 

Wie die Übersicht über die drei Säulen (vgl. 3.1) 
zeigt, besteht das Startchancen-Programm aus un-
terschiedlichen Elementen. Dabei haben die verant-
wortlichen Stellen in den Ländern darauf hinzuwir-
ken, „dass jede Startchancen-Schule von allen drei 
Säulen profitiert“ (BMBF 2024a, S. 7). Im Folgenden 
wird ein Einblick in die Implementierung des Chan-
cenbudgets (Säule II) und der Förderung multipro-
fessioneller Teams (Säule III) gegeben.  

_ 
9 Wissenschaftliche Begleitung des Projektes „Kommunale Vernetzung 
im Rahmen des Startchancen-Programms“. 

4.1  Das Chancenbudget 

Die den Schulen zur Verfügung gestellten Chancen-
budgets sollen Beiträge „zur Schul- und Unterrichts-
entwicklung und zur Stärkung der Schulentwick-
lungskapazität“ leisten und „die pädagogischen und 
fachlichen Voraussetzungen sowie die entsprechen-
den Unterstützungsstrukturen der Startchancen-
Schulen verbessern“ (BMBF 2024a, S. 12) Hervorge-
hoben wird die „sinnvolle Einbettung in die jeweili-
gen Schulentwicklungsprozesse“ (ebd.), um eine 
nachhaltige und zielgerichtete Nutzung der Chan-
cenbudgets zu erreichen. Die Ziele zu konkretisieren 
wie auch einen schulspezifischen konzeptionellen 
Rahmen zu vereinbaren, obliegt den zuständigen 
Stellen in den Ländern. Die Länder müssen jährlich 
Berichte über den Ressourceneinsatz vorlegen. 

Als gemeinsame Grundlage für die Umsetzung in den 
einzelnen Ländern wurde ein Orientierungspapier 
erstellt (BMBF 2024b). Mindestens zwei Drittel der 
Ressourcen sollen für die Maßnahmen verwendet 
werden, die sich „nach wissenschaftlichen Erkennt-
nissen oder praktischen Erfahrungen“ (ebd., S. 2) als 
wirksam erwiesen haben und daher im Orientie-
rungspapier angesprochen werden. Die Länder sol-
len Vorkehrungen treffen, um „den Schulen dabei 
[zu] helfen, die Chancenbudgets zielgerichtet und ih-
rem spezifischen Entwicklungsprozess entsprechend 
einzusetzen“ (ebd.). Das Orientierungspapier ent-
hält Maßnahmen für die individuelle Ebene (syste-
matische Potenzialförderung, individuelle Förde-
rung und Kompetenzentwicklung, berufliche Orien-
tierung) und für die institutionelle Ebene (Schul- und 
Unterrichtsentwicklung, Professionalisierung des 
Personals, Gestaltung von Übergängen, Öffnung in 
den Sozialraum). 

Die Länder steuern die Verwendung des Chancen-
budgets unterschiedlich intensiv und mit jeweils 
spezifischen Instrumenten.10 Zum Teil gibt es ver-
pflichtende Komponenten, bspw. die Umsetzung 
von Förderkonzepten in Deutsch und Mathematik; 
darüber hinaus gibt es in vielen Fällen Empfehlungen 
und Handreichungen für die Nutzung des Budgets 
und landesweite Fortbildungsangebote. Einige Län-
der haben Portale eingerichtet, über die externe An-
bieter Projekte und Fortbildungen anbieten können. 
In den meisten Fällen werden – nach unterschied-

10 Siehe Übersicht „Säule 2: Chancenbudget“. 

https://ism-mainz.de/projekte/wissenschaftliche-begleitung-des-projektes-kommunale-vernetzung-im-rahmen-des-startchancen-programms
https://ism-mainz.de/projekte/wissenschaftliche-begleitung-des-projektes-kommunale-vernetzung-im-rahmen-des-startchancen-programms
https://www.wuebben-stiftung-bildung.org/startchancen/uebersichtstabelle/
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lichen Schlüsseln – Budgets für die Schulen definiert. 
In einigen Ländern verwalten die Schulen ihre Mittel 
selbst, in anderen werden sie über die Schulträger 
bereitgestellt. Über die Schulbudgets hinaus sind 
auch andere Formen des Mitteleinsatzes vorgese-
hen, bspw. die Nutzung der Schulentwicklungsbe-
gleitung über Landesinstitute oder ein Budget für die 
Schulträger zur Umsetzung schulübergreifender 
oder sozialraumorientierter Maßnahmen.   

Das Orientierungspapier enthält einige Elemente zur 
Zusammenarbeit mit Familien. Angesprochen wer-
den bspw. eine „aktive, insbesondere lernförderli-
che Elternarbeit und intensive Partizipation aller an 
Schule Beteiligten“ sowie „Maßnahmen zur Förde-
rung der Elternarbeit (zum Beispiel Elterncafés, Ver-
anstaltungen, Qualifizierungen für Eltern zur Unter-
stützung des Schulerfolgs, Programme zur Anspra-
che, Stärkung der Zusammenarbeit mit allen Eltern 
zur Förderung ihrer Beteiligung und Kompetenz in 
schul- und lernbezogenen Angelegenheiten, mit be-
sonderem Augenmerk auf die Unterstützung von Fa-
milien mit verschiedenen kulturellen und sprachli-
chen Hintergründen)“ (ebd., S. 5). 

Vor diesem Hintergrund fördern einige Länder mit 
Unterstützung der Wübben Stiftung11 Familienzen-
tren an Schulen. Zum Teil gehen die Länder dabei 
von bereits bestehenden Programmen aus. So 
knüpft Rheinland-Pfalz an das seit 2023 laufende 
Programm FamOS („Familiengrundschulzentren als 

multiprofessionelle Orte in der Schule“12) an. In 
Nordrhein-Westfalen ist, beginnend mit dem Schul-
jahr 2026/27, die Einrichtung von neuen Familien-
grundschulzentren an Startchancen-Schulen mög-
lich, verbunden mit der Förderung einer kommuna-
len Koordinierung.13 Sachsen-Anhalt14 und Thürin-
gen15 unterscheiden zwischen freien Budgets und 
zentralen Maßnahmen, zu welchen die Einrichtung 
von Familienzentren an Schulen gehört. In Baden-
Württemberg werden Familiengrundschulzentren, 
begleitet durch Schulentwicklungsberatungen, zu-
nächst in drei Städten aufgebaut.16 Grundlagen für 
die Finanzierung ergeben sich teilweise aus dem 
Chancenbudget, teilweise aus der Förderung multi-
professioneller Teams (siehe 4.2). 

Der Stellenwert, der dabei einer koordinierenden 
Rolle der Kommunen und der Integration der Kinder- 
und Jugendhilfe zugeschrieben wird, unterscheidet 
sich landesspezifisch. Die bisherigen Erkenntnisse 
zur Implementierung des Konzepts (Hackstein et al. 
2022a, 2022b, 2024; Fischer et al. 2023) zeigen, dass 
der Aufbau von Familienzentren eine kooperative 
Steuerungsaufgabe an der Schnittstelle zwischen 
Schulen, multiprofessioneller Schulentwicklung, der 
Vernetzung zwischen Schule und Sozialraum sowie 
der Koordinierung durch die Kommune darstellt – im 
Idealfall orientiert am Konzept einer integrierten 
Präventionskette (Abbildung 1). 

Abbildung 1: Zusammenarbeit mit Familien als integrierte Präventionskette 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Stöbe-Blossey 2024, S. 15 und IAQ 2025. 

_ 
11 Wübben Bildungsstiftung: Familiengrundschulzentren. 
12 Ministerium für Bildung des Landes Rheinland-Pfalz: „Familiengrund-
schulzentren als multiprofessionelle Orte in der Schule“. 
13 Bildungsportal NRW: Familiengrundschulzentren. 
14 Merkblatt | Familienschulzentren an Startchancen-Schulen im LSA. 

15 Wübben Bildungsstiftung: Thüringen startet Familiengrundschulzen-
tren im Rahmen des Startchancen-Programms. 
16 Staatsministerium Baden-Württemberg: Land stärkt Erziehungspart-
nerschaft. 

https://wuebben-stiftung-bildung.org/familiengrundschulzentren/?e-page-bed6b8e=3
https://bm.rlp.de/service/pressemitteilungen/detail/bildungsgerechtigkeit-im-blick-startschuss-fuer-familiengrundschulzentren-als-multiprofessionelle-orte-in-der-schule-famos
https://bm.rlp.de/service/pressemitteilungen/detail/bildungsgerechtigkeit-im-blick-startschuss-fuer-familiengrundschulzentren-als-multiprofessionelle-orte-in-der-schule-famos
https://www.schulministerium.nrw/schule-bildung/bildungsthemen/familiengrundschulzentren
https://www.bildung-lsa.de/files/cc811500ea775642845366a88c73c89e/2025_11_12_Merkblatt_Familienschulzentren.pdf
https://wuebben-stiftung-bildung.org/familiengrundschulzentrum-thueringen-startchancen-2024/
https://wuebben-stiftung-bildung.org/familiengrundschulzentrum-thueringen-startchancen-2024/
https://stm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/land-staerkt-erziehungspartnerschaft
https://stm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/land-staerkt-erziehungspartnerschaft
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4.2  Multiprofessionelle Teams 

Über Säule III „sollen die Startchancen-Schulen per-
sonell verstärkt werden, insbesondere mit dem Ziel, 
die individuelle Beratung und Unterstützung der Ler-
nenden zu fördern – auch zur Beruflichen Orientie-
rung –, eine lernförderliche Elternarbeit zu unter-
stützen, die Entwicklung einer positiven, diversitäts- 
und ungleichheitssensiblen Schulkultur zu begleiten 
und Betroffene bei der Inanspruchnahme staatlicher 
Leistungen zu unterstützen“ (BMBF 2024a, S. 14). 
Mit der beruflichen Orientierung und der lernförder-
lichen Elternarbeit werden Themen angesprochen, 
für deren Bearbeitung sich bei der Begleitung der 
Bund-Länder-Initiative „Schule macht stark“ eine 
multiprofessionelle Kooperation als relevant erwie-
sen hat. Der Verweis darauf, dass für die Inanspruch-
nahme staatlicher Leistungen Unterstützung ange-
boten werden soll, ergibt sich aus der Absichtserklä-
rung im Koalitionsvertrag (siehe Infobox 1) und tan-
giert sowohl die Arbeit mit Eltern als auch die rechts-
kreisübergreifende Zusammenarbeit, in diesem Fall 
zwischen Schulen und den für die Bewilligung von 
staatlichen Leistungen zuständigen Stellen der Sozi-
alverwaltung. Faktisch geht es dabei vor allem um 
die Leistungen für Bildung und Teilhabe (BuT), die 
für Schüler*innen aus sozioökonomisch benachtei-
ligten Familien die (partielle) Kostenübernahmen 
bspw. für Schul-Mittagessen, Schulmaterial, Lernför-
derung und Nachhilfe oder die Teilnahme an Schul-
ausflügen ermöglichen (§ 28 SGB II).17 Dass Eltern 
über Säule III des Startchancen-Programms bei der 
Inanspruchnahme derartiger Leistungen unterstützt 
werden sollen, resultiert aus der Erfahrung, dass die 
BuT-Leistungen sehr unterschiedlich genutzt wer-
den und insbesondere erwerbstätige Eltern ihre An-
sprüche oft nicht kennen. Exemplarische Analysen 
zeigen, dass sich die Verfahrensweisen für Antrag-
stellung und Bewilligung interkommunal stark unter-
scheiden, somit die Inanspruchnahme beeinflussen 
und je nach kommunaler Regelung sowohl für An-
tragstellende als auch für Schulen zu erheblichen Bü-
rokratielasten führen (Bogumil und Gräfe 2025). Da-
her empfiehlt die von der Bundesregierung 2025 
eingesetzte Sozialstaatskommission, „die Leistungen 
für Bildung und Teilhabe einfacher und bürokratie-
ärmer auszugestalten“ (BMAS 2026, Empfehlung 

_ 
17 Anspruchsgrundlage ist z.B. der Bezug von Transferleistungen, bspw. 
nach dem SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende) oder dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz; aber auch Kinder und Jugendliche, deren El-
tern erwerbstätig sind, jedoch ein geringes Einkommen haben und 

10), und weist darauf hin, dass „eine verlässliche Bil-
dungs- und Teilhabeinfrastruktur wichtig ist, um Kin-
der und Jugendliche zu fördern“ (ebd., S. 27). Wenn 
die zuständigen Sozialverwaltungen Schulen durch 
transparente Verfahrensregelungen unterstützen, 
ergeben sich somit sozial- und bildungspolitische 
Chancen – Schulen können dann sowohl die Zugäng-
lichkeit des BuT stärken als auch dessen Potenziale 
im Sinne integrierter Förderstrategien ausschöpfen.   

Während im Koalitionsvertrag von 2021 die Absicht 
formuliert worden war, die schulische Sozialarbeit 
auszubauen, sollen nach der Bund-Länder-Verein-                                                                                                                                                                                                         
barung „vor allem auch pädagogische Fachkräfte an-
derer Disziplinen ihre Stärken und Expertise einbrin-
gen können“, um „die Zusammenarbeit in multipro-
fessionellen Teams an den Startchancen-Schulen“ 
auszubauen und weiterzuentwickeln; die konkrete 
Schwerpunktsetzung und Ausgestaltung soll „be-
darfsorientiert und schulbezogen“ erfolgen (BMBF 
2024a, S. 14). Diese im Vergleich zu dem Fokus im 
Koalitionsvertrag recht weitgehende Öffnung ist 
nicht zuletzt dadurch bedingt, dass die flächende-
ckende Implementation von schulischer Sozialarbeit 
wahrscheinlich am Fachkräftemangel gescheitert 
wäre. Erste Erfahrungen deuten darauf hin, dass die 
Besetzung der ausgeschriebenen Stellen trotz der 
Öffnung vielfach schwierig ist. 

In den Ländern wurden sehr unterschiedliche Imple-
mentationsstrukturen aufgebaut.18 Zum Teil wird 
das Personal aus Säule III ausschließlich beim Land 
eingestellt. In anderen Ländern sind Schulträger, Ju-
gendämter oder freie Träger in unterschiedlicher 
Weise involviert. Kommunen als Zuwendungsemp-
fänger können das Personal selbst beschäftigen oder 
die Mittel an andere Anstellungsträger weiterleiten. 
Den Schulen werden entweder Stellen oder ein 
Budget zugewiesen, wobei der Umfang nach Schlüs-
seln festgelegt wird, die auf unterschiedliche Weise 
die Größe der Schule berücksichtigen. Mögliche 
Qualifikationen oder Berufsgruppen werden nicht in 
allen Ländern definiert; in einigen Ländern liegt der 
Fokus auf der schulischen Sozialarbeit, zum Teil er-
gänzt durch Erzieher*innen. In den meisten Fällen 
werden darüber hinaus unterschiedliche pädagogi-
sche oder auch gesundheitsbezogene Berufsfelder 
aufgelistet, zum Beispiel Medienpädagogik, Schul-

deshalb Wohngeld oder Kinderzuschlag erhalten, haben ein Recht auf 
BuT-Leistungen. Siehe auch hier. 
18 Übersicht „Säule 3: Multiprofessionelle Teams“ ; alle nicht anderwei-
tig gekennzeichneten Informationen basieren auf dieser Übersicht. 

https://www.arbeitsagentur.de/familie-und-kinder/informationen-zum-bildungspaket
https://www.wuebben-stiftung-bildung.org/startchancen/uebersichtstabelle/
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psychologie, Musik-, Kunst- und Theaterpädagogik, 
Sport, Fachkräfte für Integration oder Sprachmitt-
lung, therapeutische Berufe wie Logopädie oder Er-
gotherapie, Schulgesundheitsfachkräfte. Erwähnt 
werden auch pädagogische Unterrichtshilfen, Schul-
assistenzen oder Fachkräfte speziell für die Schulein-
gangsphase in Grundschulen, also multiprofessio-
nelles Personal, das gemeinsam mit Lehrkräften un-
terstützend im Unterricht eingesetzt wird. In einigen 
Ländern können auch Assistenzkräfte zur adminis-
trativen Unterstützung der Schulen aus dem Budget 
finanziert werden. 

Ein exemplarischer Einblick in unterschiedliche Stra-
tegien wird mit einem Blick auf die Länder Hamburg, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Bayern 
ermöglicht. In Hamburg und Nordrhein-Westfalen 
wird das Personal in der Regel im Landesdienst be-
schäftigt. In Hamburg werden den Schulen Stel-
len(anteile) für beim Land beschäftigte Fachkräfte 
der Sozialpädagogik oder Sozialen Arbeit zugewie-
sen. Inhaltlich gesteuert wird der Einsatz dieser 
Fachkräfte über eine am 01.03.2025 in Kraft getre-
tene Rahmenkonzeption für Schulsozialarbeit, die 
für alle Schulen der Freien und Hansestadt Hamburg 
gilt.19 Darüber hinaus wurde ein Innovationsfonds 
eingerichtet, für den sich Schulen zusammen mit au-
ßerschulischen Kooperationspartnern bewerben 
konnten, um modellhaft zehn Projekte multiprofes-
sioneller Kooperation im Sozialraum auf den Weg zu 
bringen.20 In Nordrhein-Westfalen können die Schu-
len zwischen fünf vorhandenen Förderrichtlinien 
auswählen, um zusätzliches Personal einzustellen; 
möglich sind Sozialpädagogische Fachkräfte in der 
Schuleingangsphase sowie Fachkräfte für Schulsozi-
alarbeit, für Integration, für Gemeinsames Lernen 
oder speziell an Förderschulen.  

In Rheinland-Pfalz und in Bayern gibt es unterschied-
liche dezentrale Lösungen. Das Land weist den 
Schulträgern ein Budget zu, die dann die Mittel an 
die Jugendämter oder an andere geeignete Stellen 
weiterleiten können, und listet ein breites Spektrum 
möglicher Qualifikationen auf. Die Grundlage bilden 
Kooperationsvereinbarungen21 zwischen dem Land 
und jedem einzelnen Schulträger. Diese Vereinba-
rungen machen die im Land vorgesehene Mittel-

_ 
19 Freie und Hansestadt Hamburg | Behörde für Schule und Berufsbil-
dung: Schulsozialarbeit an allgemeinbildenden Schulen. 
20 Hamburg.de: Startchancen geht neue Wege – Auftaktveranstaltung 
zum Innovationsfonds „Pädagogische Partnerschaft“. 

verteilung für alle drei Säulen und die Nutzungsmög-
lichkeiten transparent. In Bayern erhalten die Schu-
len ein jährliches Budget, das vor allem für Schulso-
zialpädagogik sowie weitere pädagogische Fach-
kräfte eingesetzt werden kann. Die Bereitstellung 
des Personals erfolgt überwiegend über ein vom 
Land bereitgestelltes zentrales Schulportal22, in das 
außerschulische Partner ihre Angebote einstellen, 
welche von den Schulen bedarfsorientiert aus-ge-
wählt werden können. Dadurch ergibt sich ein 
marktplatzartiges Verfahren. Ergänzend wurden für 
die ersten 100 Startchancen-Schulen insgesamt 25 
Vollzeitäquivalente für Verwaltungsangestellte be-
reitgestellt.23 Die Beispiele verweisen auf einen 
höchst unterschiedlichen Stellenwert der Kommu-
nen, der außerschulischen Partner und der Kinder- 
und Jugendhilfe in den Implementationsstrukturen 
der Länder. 

Im ersten Jahr der Implementierung des Startchan-
cen-Programms stand in den Ländern die Schaffung 
der Grundlagen für die Einstellung von Personal im 
Vordergrund. Die Integration dieses Personals in 
schulische Gesamtkonzepte und die Schulentwick-
lung kann allerdings nicht als selbstverständlich vo-
rausgesetzt werden. Einerseits sind Teams an Schu-
len längst multiprofessionell zusammengesetzt – zu 
nennen sind bspw. Lehrkräfte mit verschiedenen Zu-
satzqualifikationen, Arbeitsschwerpunkten und 
Funktionsstellen, Fachkräfte für Schulsozialarbeit 
und für Sozialpädagogik, Erzieher*innen sowie an-
dere Beschäftigte in Ganztagsangeboten, Mitarbei-
tende zur Unterstützung von Inklusion und Integra-
tion. Andererseits zeigt die Praxis, dass der Weg von 
multiprofessioneller Zusammensetzung hin zu mul-
tiprofessioneller Arbeit oft weit ist und einen umfas-
senden Schulentwicklungsprozess erfordert. In der 
wissenschaftlichen Begleitung wird dieses Thema 
durch das von der Universität Duisburg-Essen koor-
dinierte Interdisziplinäre Kompetenzzentrum „Mul-
tiprofessionelle Schulentwicklung im Sozialraum“ 
adressiert. Beispielsweise wurde auf der Basis der 
ALSO-Entwicklungswerkstätten (siehe 3.1) ein Werk-
zeugkasten „Multiprofessionelle Schulentwicklung 
aktiv gestalten“ entwickelt, der seit dem Frühjahr 
2026 zur Verfügung steht (IAQ 2025). Der Werkzeug-
kasten zielt darauf ab, die Potenziale der unter-

21 Ministerium für Bildung des Landes Rheinland-Pfalz: Kooperations-
vereinbarung zur Umsetzung von Maßnahmen im Rahmen des 
Startchancen-Programms in den Jahren 2024 bis 2034. 
22 Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus. 
23 Bayerischer Landtag: Drucksache 19 / 4025. 

https://www.hamburg.de/resource/blob/1009726/b22a5becfe41b085b6f08238e3d0d53b/rahmenkonzeption-schulsozialarbeit-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1009726/b22a5becfe41b085b6f08238e3d0d53b/rahmenkonzeption-schulsozialarbeit-data.pdf
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bsfb/themen/startchancen/startchancen-geht-neue-wege-auftaktveranstaltung-zum-innovationsfonds-paedagogische-partnerschaft--1105490
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bsfb/themen/startchancen/startchancen-geht-neue-wege-auftaktveranstaltung-zum-innovationsfonds-paedagogische-partnerschaft--1105490
https://bildung.rlp.de/fileadmin/user_upload/startchancen.bildung.rlp.de/Downloads_Schultraeger/Downloads_Schultraeger_divers/Kooperationsvereinbarung_zur_Umsetzung_des_Startchancen-Programms.pdf
https://bildung.rlp.de/fileadmin/user_upload/startchancen.bildung.rlp.de/Downloads_Schultraeger/Downloads_Schultraeger_divers/Kooperationsvereinbarung_zur_Umsetzung_des_Startchancen-Programms.pdf
https://bildung.rlp.de/fileadmin/user_upload/startchancen.bildung.rlp.de/Downloads_Schultraeger/Downloads_Schultraeger_divers/Kooperationsvereinbarung_zur_Umsetzung_des_Startchancen-Programms.pdf
https://formularserver.bayern.de/intelliform/forms/rzsued/stmuk/stmuk/startchancenprogramm-pinnwand/index
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/19_0004025.pdf#:%7E:text=Zur%20Unterst%C3%BCtzung%20der%20ersten%20100%20Startchancen%2DSchulen%20(SCP%2DSchulen),der%20Vollzeitkapazit%C3%A4t%20%E2%80%93%20auf%20die%20SCP%2DSchulen%20verteilt.
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schiedlichen Professionen für die Bewältigung der 
Herausforderungen im Schulalltag optimal auszu-
schöpfen, und kann auf unterschiedliche Weise ge-
nutzt werden – eigenständig durch die einzelnen 
Schulen, kooperativ als Grundlage für die gemein-
same Arbeit in Schulnetzwerken und/oder durch 
Multiplikator*innen für die Begleitung von Schulen. 

Der Werkzeugkasten ist modular aufgebaut. Er be-
steht erstens aus einem Basismodul, um die Aus-
gangslage und die Ressourcen der Schulen trans-

parent zu machen. Zweitens gibt es ein Strukturmo-
dul zur Unterstützung des Aufbaus multiprofessio-
neller Arbeitsstrukturen in der Schule, im Sozial-
raum, mit außerschulischen Partnern und mit der 
Kommune. Ergänzt werden die allgemeinen Anlei-
tungen zur Schulentwicklung drittens durch themen-
spezifische Gestaltungsmodule, darunter eines zum 
Aufbau von Familienzentren. Und viertens sind ver-
tiefende Arbeitsmaterialien verfügbar (siehe Abbil-
dung 2). 

Abbildung 2: Der modulare Aufbau des Werkzeugkastens „Multiprofessionelle Schulentwicklung aktiv gestalten“ 

Quelle: IAQ 2025. 

 

5 Fazit 

Das Startchancen-Programm adressiert Schnittstel-
len auf unterschiedlichen Ebenen – zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen im Bildungsföderalismus, 
innerhalb des Unterstützungssystems zwischen 
staatlicher Schulaufsicht, Schulträgern, Jugendäm-
tern und zivilgesellschaftlichen Akteuren, zwischen 
Schulen und außerschulischen Partnern, innerhalb 
der Schulen zwischen Lehrkräften und sozialpäda-
gogisch tätigem Personal und zwischen Schulen und  

 

 

 
Familien. Um die intendierten positiven Wirkungen 
auf den Bildungserfolg und damit auf die gesell-
schaftliche Teilhabe der Schüler*innen entfalten zu 
können, bedarf die Kooperation auf allen Ebenen  
einer systematischen Unterstützung und Weiter-
entwicklung. Im Kontext der Evaluierung von Erfah-
rungen mit dem Aufbau von Familienzentren an 
Schulen im Rahmen der wissenschaftlichen Beglei-
tung von „Schule macht stark“ und anderen Projek-



2026 | 06   IAQ-Report 

 

15 

ten wurden drei Dimensionen von Kooperation als 
Gelingensbedingung für eine erfolgreiche Umset-
zung kooperationsbasierter Konzepte im Startchan-
cen-Programm identifiziert, nämlich zwischen 

• Schulaufsicht und der Kommune als Schul- 
und Jugendhilfeträger, um sowohl die In-
tegration des Familienzentrums in die Schul-
entwicklung als auch die Verknüpfung mit 
den Präventions- und Hilfsangeboten der 
kommunalen Infrastruktur zu sichern;  

• lehrendem und sozialpädagogisch tätigem 
Personal an der Schule, um die Potenziale 
wechselseitiger Unterstützung im Sinne ei-
ner integrierten Förderung von Kindern und 
Jugendlichen zu nutzen;  

• Schulen und ihren außerschulischen Koope-
rationspartnern im Sozialraum und in der 
Kommune. 

Darüber hinaus kristallisieren sich angesichts bun-
despolitischer Schwerpunktsetzungen in anderen 
Politikfeldern zwei weitere Handlungsfelder für ein 
Schnittstellenmanagement heraus. Dies betrifft zum 
einen die im Startchancen-Programm zwar angeleg-

te, aber bislang in der Umsetzung noch wenig beach-
tete Frage der Unterstützung der Familien bei der In-
anspruchnahme materieller Leistungen. Bei der von 
der Sozialstaatskommission angeregten Vereinfa-
chung der Verfahren zur Abwicklung der Leistungen 
für Bildung und Teilhabe ist die Rolle der Schulen in 
den Fokus zu nehmen, um diese zu entlasten und 
gleichzeitig in die Lage zu versetzen, Kinder und Ju-
gendliche mittels einer stärkeren Inanspruchnahme 
dieser Leistungen zu fördern. Zum anderen sind die 
Entwicklung eines Startchancen-Programms für 
Kitas und weitere Maßnahmen im Hinblick auf den 
Übergang in die Grundschule von Bedeutung. Eine 
systematische Verzahnung der Weiterentwicklung 
früher Bildung mit dem Startchancen-Programm an 
Schulen bietet erhebliche Potenziale für eine durch-
gängige Förderung der Kinder entlang der Bildungs-
kette. Die 2025 stattgefundene Zusammenführung 
der bis dahin getrennten Zuständigkeiten für Kinder- 
und Jugendhilfe und für Bildung in einem Bundesmi-
nisterium, dem Ministerium für Bildung, Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ), könnte hier 
eine Basis für ein verbessertes Schnittstellenma-
nagement bieten. 
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